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Wassergesetz des Landes Rheinland-Pfalz v. 1. 8. 1960 
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Entwurf eines Verwaltungsverfahrensgesetzes von 1963 

Ziffer 
zum Beispiel 
Zeitschrift für Bergrecht 





Erstes KapiteL 

Problemstellung 

Die in den letzten Jahren immer mehr zunehmende Industrialisie-
rung, die immer stärker zusammenrückenden Städte und die damit 
zunehmende Bevölkerungsdichte führt zu einer immer größer werden-
den Beeinträchtigung der Bewohner dieser Gebiete durch Geräusche 
und Luftverunreinigungen. Auf dem Gebiet des Wasserhaushaltes führt 
sie zu einer immer stärkeren Versehrnutzung der oberirdischen Ge-
wässer, zu einer Bedrohung des Grundwassers und damit der Trink-
wasserversorgung insgesamt. 

Um diesen Gefahren zu begegnen, reichte es wegen der zahlreichen 
bereits vorhandenen Anlagen nicht mehr aus, die entsprechenden Maß-
nahmen bei Erteilung einer Genehmigung zum Betrieb einer bestimm-
ten Anlage oder der Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung zu 
treffen, es mußten vielmehr Grundlagen geschaffen werden, die die 
Anordnung der im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen auch noch 
nach Erteilung einer Genehmigung oder Bewilligung in rechtlicher 
Hinsicht ermöglichten. Beispiele dafür sind das Wasserhaushaltsgesetz1 

und die Änderung der Gewerbeordnung durch das Gesetz von 19592• 

Zu nennen sind in diesem Zusammenhang auch die sich nicht an eine 
bestimmte Anlage oder an einen bestimmten Gewerbebetrieb wenden-
den Immissionsschutzgesetze3 und Lärmschutzverordnungen4 einiger 
Länder und das Gesetz gegen den Baulärm5 als hier herausragende ge-
setzliche Regelungen. Daneben bestehen noch eine ganze Anzahl 
gleichartiger Bestimmungen oder werden im Laufe der Zeit noch hin-
zukommen. Sie alle sollen einerseits einen größeren Schutz der Bewoh-
ner gewährleisten, andererseits treffen sie jedoch den Unternehmer und 

1 V. 27. 7. 1957 (BGBl I S. 1110) idF d . .ÄndG v. 19. 2. 1959 (BGBl I S. 37) 
idF d. 2 . .ÄndG v. 6. 8. 1964 (BGBl I S. 611). 

2 2 . .ÄndG v. 22. 12. 1959 (BGBl I S. 782). 
3 V. Nordrh.-Westf. v. 30. 4. 1962 (GVBl S. 225) v. Bad.-Württ. v. 4. 2. 1964 

(GBl S. 55), v. Rhld.-Pf. v. 28. 7. 1966 (GVBl S. 211) und von Nds. v. 6. 1. 1966 
(GVBl 8.1). 

' Vgl. für das Land Hessen die PolVO v. 23. 4. 1959 (GVBl S. 9) idF v. 
15. 3. 1965 (GVBl S. 69). 

5 V. 9. 9. 1965 (BGBI I S. 1214). 
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Genehmigungsinhaber insoweit empfindlich, als dieser sich nunmehr 
nicht mehr darauf verlassen kann, seine gewerbliche Anlage im Rah-
men der Genehmigung oder, soweit eine solche für den Betrieb nicht 
erforderlich war, im Rahmen der bisherigen Gegebenheiten ungestört 
betreiben zu können. 

Als Ausgangspunkt für die Betrachtung dieses notwendigerweise be-
stehenden Interessenkonfliktes sollen Beispiele aus der bisherigen 
Rechtsprechung der Gerichte dienen: 

Die Klägerin betreibt seit Ende des vorigen Jahrhunderts ein inzwischen 
modernisiertes Thomas-Stahlwerk. Seit 1953 wird in diesem Werk bei der 
Erzeugung von Thomas-Stahl das flüssige Roheisen im Konverter mit 
Sauerstoff angereicherter Luft oder mit einem Sauerstoff-Wasserdampf-
gemisch gefrischt. Bei einem Frischen entsteht der sogenannte braune 
Rauch, der neben Eisenoxyd weitere Fein- und Grobstäube enthält. An 
jedem Tag fallen in dem Werk etwa 24 t Staub an, die teilweise außerhalb 
des Werkes niedergehen, Die Verwaltungsbehörde ordnete den Einbau 
einer Entstaubungsanlage an. In diesem Fall war der Einbau einer wirk-
samen Anlage technisch nicht möglich und auch für den Betrieb mit 
untragbaren Kosten verbunden. Eine entsprechende Klage hatte daher 
Erfolg&. 
War in diesem Fall ein Gewerbebetrieb betroffen, dessen Anlage auf 

Grund einer besonderen Genehmigung betrieben wurde, so sind es in 
anderen Fällen solche Anlagen und Betriebe, die zwar vom Gesetzgeber 
als ungefährlich angesehen werden, die jedoch gleichwohl zu Belästi-
gungen und Gefahren für Nachbarn und Beschäftigte führen können. 
Hierzu zwei der Rechtsprechung entnommene Beispiele: 

1. Die Klägerin unterhält seit Jahrzehnten zur rentablen Verwertung der 
in einem Mühlenbetrieb anfallenden Nebenprodukte eine Schweine-
mästerei. Wegen der nunmehr auftretenden Geruchsbelästigungen forderte 
die Verwaltungsbehörde die Klägerin auf, geeignete Maßnahmen zur Be-
seitigung der Belästigung zu treffen. Die Klägerin riß daraufhin die alten 
Stallungen ab und baute mit Genehmigung der Baugenehmigungsbehörde 
neue Stallungen. Als die Geruchsbelästigung nicht aufhörte und eine Be-
seitigung dieser Belästigung nicht zu erzielen war, untersagte die Verwal-
tungsbehörde den weiteren Betrieb der Schweinemästerei und gebot, die 
Schweine vom Grundstück zu entfernen. Die mit dem Ziel erhobene Klage, 
für die Beseitigung eine Entschädigung zu erlangen, hatte keinen Erfolg7• 

2. Einem bisher ordnungsgemäß betriebenen Steinbruch wurden Spren-
gungen deshalb untersagt, weil dadurch eine Gefahr für den Verkehr auf 
einer lange nach Errichtung des Steinbruchs gebauten Straße gegeben war. 
Die Verfügung wurde vom Sächsischen OVG wegen der hier anzuwenden-
den Vorschrift des§ 51 GewO aufgehoben8• 

Aus der Gegenüberstellung des erstgenannten Falles und der beiden 
letzteren Fälle ergibt sich die mit dieser Arbeit gestellte Aufgabe. Tre-

8 VG Arnsberg Urt. v. 25. 11. 1965 GewArch 1966, S. 58 = BB 1966, S. 185. 
7 BGH v. 20. 1. 1966 in NJW 1966, S. 649. 
8 SächsOVG v. 14. 6. 1927 Jahrb 31, S. 42; vgl. auch BVerwG v. 25.5.1965 

DVBl 1965, S. 766; VG Darmstadt v. 12. 11. 1965 III 202/64. 
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ten im ersten Fall die Interessen der Anwohner hinter denjenigen des 
genehmigten Betriebes weitgehend zurück, so wurden sie im zweiten 
Fall, bei einem nicht genehmigten Betrieb, als unbedingt vorrangig 
erklärt. 

Ob und inwieweit diese Auffassung zutreffend ist, soll unter anderem 
genauer untersucht werden. Es wird daher in dieser Arbeit darzustellen 
und zu prüfen sein, unter welchen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang Maßnahmen der gezeigten Art getroffen werden können, und 
zwar sowohl bei den einer besonderen Genehmigung bedürfenden als 
auch bei den nicht genehmigungspflichtigen Anlagen und Betrieben. 
Dabei wird allerdings nur zu untersuchen sein, wann solche Maßnah-
men entschädigungslos getroffen werden können und nicht, ob sie etwa 
im Wege eines enteignenden Eingriffs zulässig wären. Jedoch sind in 
jedem Falle die sich aus Art. 14 GG ergebenden Grenzen zu beachten8• 

9 Zu dem allgemeinen Problem siehe Wiegand, Reinhaltung der Luft; 
ferner Wirtschaftliche Mitteilungen der Niederrheinischen Industrie- und 
Handelskammer Duisburg-Wesel zu Duisburg, Heft4/1967. 

2 Adler 


